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V O L L Z U G S B E R I C H T

zu den Anträgen an die 14. Bundesdelegiertenversammlung

Senioren-Union der CDU Deutschlands

3. / 4. September 2012, Recklinghausen
Der Vollzugsbericht erteilt Auskunft darüber, wie die Anträge weiter bearbeitet worden sind und berichtet über die Ergebnisse. Die Stellungnahmen der angesprochenen Entscheidungsträger sind hier aufgrund der Fülle maximal in ihren Kernaussagen wiedergegeben. Die vollständigen Antworten und begleitende Informationen können Sie im Ordner Vollzugsbericht, der im Tagungsbüro ausliegt, einsehen.
Anträge zur Satzung
Antrag A 01
Neufassung § 10 der Satzung der Bundes-Senioren-Union

(Bundesvorstand der Senioren-Union der CDU Deutschlands)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und, nach der Entscheidung des Parteigerichtes über die Ablehnung der Anfechtung der Bundesdelegiertenversammlung, im Dezember 2013 durch Neudruck der Satzung umgesetzt.

Antrag A 02

Satzungsänderungen
(Senioren-Union Kreisvereinigung Göttingen)

Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung wie folgt beschieden:

Zu 1.
Ablehnung

Zu 2.
Annahme mit Änderung in Zeile 10: „Mitgliedervollversammlung“ wird durch „Mitgliederversammlung“ ersetzt

Zu 3.
Überweisung an den Bundesvorstand

Zu 4.
Überweisung an den Bundesvorstand

· Die Punkte A 02 3. und 4. wurden auf der Sitzung des Bundesvorstandes am 19./20.11.2012 in Berlin besprochen und abgelehnt.

Antrag A 03

Änderung der Satzung der Senioren-Union
(Senioren-Union Kreisvereinigung Oldenburg-Land)

Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung abgelehnt.
Leitantrag

Antrag B 01, B 02 und B 03
Moderne Altersbilder als Grundlage für neue seniorenpolitische Leitlinien
Die Potentiale der älteren Gesellschaft nutzen!
(Bundesvorstand der Senioren-Union der CDU Deutschlands)

Dieser Antrag sowie die beiden Ergänzungsanträge B 02 (Landesvereinigung Schleswig-Holstein) und B 03 (Landesvereinigung Hamburg) wurden von der 14. Bundesdelegiertenversammlung in folgender geänderter Fassung angenommen:
Dem Votum der Antragskommission wird gefolgt und zusätzlich in Zeile 182 „vor allem in Ostdeutschland“ ersatzlos gestrichen.
Überwiesen wurde aus dem Leitantrag der Antrag „Aufnahme eines Verbots der Benachteiligung aufgrund des Lebensalters in Artikel 3 des Grundgesetzes an:
· den CDU-Bundesparteitag, am 31.10.2012
Die Antragskommission zum 25. CDU-Bundesparteitag empfiehlt Ablehnung. 
Der Parteitag folgt der Empfehlung.

Überwiesen wurde der Leitantrag an:
· den CDU-Bundesvorstand, am 31.05.2013
Generalsekretär Hermann Gröhe, Antwort am 18.07.2013 (zusammengefasst)
Generalsekretär Hermann Gröhe versichert, dass das Anliegen mit in die politischen Entscheidungsfindungen einbezogen sowie ins Regierungsprogramm einfließen wird.

Allgemeine Anträge
Antrag C 01/1
Tagespolitische Themen
(Senioren-Union Kreisvereinigung Main-Taunus)

Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den Bundesvorstand der Senioren-Union

Der Antrag wurde auf der Sitzung des Bundesvorstandes am 19./20.11.2012 sowie am 01./02.10.2013 in Berlin zur Kenntnis genommen, diskutiert und akzeptiert.

Antrag C 01/2
Thesenpapiere
(Senioren-Union Kreisvereinigung Main-Taunus)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den Bundesvorstand der Senioren-Union

Der Antrag wurde auf der Sitzung des Bundesvorstandes am 19./20.11.2012 sowie am 01./02.10.2013 in Berlin behandelt. Ein Ergebnis wurde nicht dokumentiert.

Antrag C 01/3
Weitere Euro-Strategie der Bundesregierung
(Senioren-Union Kreisvereinigung Solingen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung abgelehnt.

Antrag C 02/1
Sicherstellung bezahlbarer Energieversorgung
(Senioren-Union Landesvereinigung Baden-Württemberg)
sowie

Antrag C 02/2

Bezahlbare Strompreise
(Senioren-Union Kreisvereinigung Esslingen)
sowie

Antrag C 02/3

Strompreise
(Senioren-Union Kreisvereinigung Rhein-Neckar)
sowie

Antrag C 02/4

Energiekosten bezahlbar halten
(Senioren-Union Kreisvereinigung Solingen)
Diese Anträge wurden von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den Bundesvorstand der Senioren-Union zur Zusammenfassung zu einem einheitlichen Antrag und Aufbereitung zur Weiterleitung an den 25. Bundesparteitag der CDU Deutschlands

Die Antragskommission zum 25. CDU-Bundesparteitag empfiehlt Überweisung an die CDU/CSU-Bundestagsfraktion sowie an den Bundesfachausschuss Klima-, Umwelt- und Energiepolitik. Der Parteitag folgt der Empfehlung.

Antrag C 03/1

Altersarmut verhindern!
(Senioren-Union Landesvereinigung Hessen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, an Fraktionsvorsitzenden Volker Kauder am 31.05.2013
Dr. Christian Junge, Büro des Ersten Parl. Geschäftsführers Michael Grosse-Brömer MdB, Antwort am 14.06.2013 (zusammengefasst)

Dr. Junge versichert, dass das Anliegen in die weiteren politischen Beratungen der Fraktion miteinbezogen wird.

Antrag C 03/2

Möglichkeiten zur Berufsausbildung im Alter ausweiten
(Senioren-Union Landesvereinigung Hessen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:

· den CDU-Bundesvorstand, am 31.05.2013
Generalsekretär Hermann Gröhe, Antwort am 18.07.2013 (zusammengefasst)

Generalsekretär Hermann Gröhe versichert, dass das Anliegen mit in die politischen Entscheidungsfindungen einbezogen sowie ins Regierungsprogramm einfließen wird.

Antrag C 03/3

Flexible Altersgrenzen ermöglichen
(Senioren-Union Landesvereinigung Hessen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den CDU-Bundesvorstand, am 31.05.2013
Generalsekretär Hermann Gröhe, Antwort am 18.07.2013 (zusammengefasst)

Generalsekretär Hermann Gröhe versichert, dass das Anliegen mit in die politischen Entscheidungsfindungen einbezogen sowie ins Regierungsprogramm einfließen wird.

Antrag C 03/4

Altersarmut vermeiden – Lebensstandard im Alter sichern
(Senioren-Union Landesvereinigung Nordrhein-Westfalen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den CDU-Bundesvorstand, am 31.05.2013
Generalsekretär Hermann Gröhe, Antwort am 18.07.2013 (zusammengefasst)

Generalsekretär Hermann Gröhe versichert, dass das Anliegen mit in die politischen Entscheidungsfindungen einbezogen sowie ins Regierungsprogramm einfließen wird.

· den 25. CDU-Bundesparteitag
Die Antragskommission zum 25. CDU-Bundesparteitag empfiehlt Ablehnung.
Der Parteitag folgt der Empfehlung.

Antrag C 03/5

Kindererziehungszeiten in der Rente stärker berücksichtigen – Erweiterung für Bestandsrentnerinnen prüfen
(Senioren-Union Landesvereinigung Nordrhein-Westfalen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den CDU-Bundesvorstand, am 31.05.2013
Generalsekretär Hermann Gröhe, Antwort am 18.07.2013 (zusammengefasst)

Generalsekretär Hermann Gröhe versichert, dass das Anliegen mit in die politischen Entscheidungsfindungen einbezogen sowie ins Regierungsprogramm einfließen wird.

· den 25. CDU-Bundesparteitag
Die Antragskommission zum 25. CDU-Bundesparteitag empfiehlt Annahme in folgender Fassung: Die CDU Deutschlands fordert die Bundesregierung auf zu prüfen, inwieweit es finanzielle Spielräume gibt, Müttern mit mehreren Kindern, die vor 1992 geboren worden sind, zusätzliche Entgeltpunkte in der Rente zu ermöglichen und dadurch Kindererziehungszeiten besser anzuerkennen. Der Parteitag beschließt:
Sichere Rente – starker Generationenvertrag

Der Generationenvertrag zwischen Jung und Alt ist durch die Rentenpolitik der CDU auf eine solide, verlässliche Basis gestellt. Die Rentenversicherung ist finanziell gut aufgestellt. Deshalb nutzen wir die finanziellen Spielräume, die sich durch die gute wirtschaftliche Entwicklung in unserem Land ergeben, konsequent für Entlastungen: Wir entlasten die Unternehmen und unsere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch die Beitragssatzsenkung in 2012 und für 2013 um rund 9 Milliarden Euro. Und wir legen damit die Grundlage für eine künftige Rentenerhöhung.

Nun wollen wir den Weg der Stabilisierung der Rente und der Sicherung des Lebensstandards im Alter fortsetzen. Eine zukunftsfeste Altersvorsorge steht auf drei Säulen: Der gesetzlichen Rente, der privaten und der betrieblichen Vorsorge. In allen Säulen gilt es auch weiterhin klug und gezielt die richtigen Weiterentwicklungen auf den Weg zu bringen. Wir müssen Vorsorge für die Zukunft treffen. Denn durch veränderte wirtschaftliche Strukturen und den demographischen Wandel besteht in Zukunft die Gefahr, dass Altersarmut zunimmt. Hier wollen wir gezielt gegensteuern.

Lebensleistung muss sich im Alter lohnen. Diejenigen, die jahrzehntelang in den Generationenvertrag eingezahlt und vorgesorgt haben, müssen im Alter eine auskömmliche Rente haben und dürfen nicht auf die Grundsicherung mit der damit verbundenen Bedürftigkeitsprüfung angewiesen sein. Deshalb wollen wir noch in dieser Legislaturperiode konkrete Verbesserungen durch eine steuerfinanzierte Lebensleistungsrente auf den Weg bringen.

· Dies bedeutet konkret, dass wir die Beitragszeiten für diejenigen, die Kinder erzogen und/oder Pflegeleistungen erbracht haben, für Menschen mit geringem Einkommen und für Erwerbsgeminderte höher bewerten. Voraussetzung für die Höherbewertung ist, dass 40 Jahre in die Rentenkasse eingezahlt und privat vorgesorgt wurde. Dabei werden wie schon heute Pflegezeiten, Kindererziehungszeiten und Kinderberücksichtigungszeiten als Beitragszeiten gewertet. Die Leistung von Menschen, die Kinder erzogen oder/und Angehörige gepflegt haben, wollen wir in besonderem Maße honorieren. Wir brauchen klare Eingangsbedingungen, damit wir gezielt diejenigen erreichen, die die Unterstützung wirklich brauchen. Wir brauchen außerdem kluge Übergangsregelungen, die insbesondere die Biographie der Menschen in den neuen Ländern berücksichtigen.

· Wir wollen dafür sorgen, dass sich Lebensleistung, private und betriebliche Vorsorge für die Menschen lohnt und durch Freibeträge im Alter erhalten bleibt.

· Darüber hinaus wollen wir konkrete Verbesserungen für ältere Menschen beim Übergang in den Ruhestand durch eine Weiterentwicklung der Hinzuverdienstregelungen (Kombi-Rente), eine Erhöhung der Zurechnungszeiten bei Erwerbsminderung auf 62 Jahre und eine Anpassung der Rehabilitationsleistungen an die demographischen Entwicklungen.

· Wir wollen die Anerkennung von Kindererziehungszeiten in der Rente für Mütter, deren Kinder vor 1992 geboren sind, verbessern. Dabei können wir im Hinblick auf die Notwendigkeit der weiteren Haushaltskonsolidierung nur schrittweise vorgehen.
Antrag C 03/6

Private Altersvorsorge Selbständiger
(Senioren-Union Landesvereinigung Sachsen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den CDU-Bundesvorstand, am 31.05.2013
Generalsekretär Hermann Gröhe, Antwort am 18.07.2013 (zusammengefasst)

Generalsekretär Hermann Gröhe versichert, dass das Anliegen mit in die politischen Entscheidungsfindungen einbezogen sowie ins Regierungsprogramm einfließen wird.

Antrag C 03/7

Gleichstellung von Rentnern und Pensionären
(Senioren-Union Kreisvereinigung Solingen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung abgelehnt.
Antrag C 03/8

Bezahlbare Mieten
(Senioren-Union Kreisvereinigung Solingen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung abgelehnt.
Antrag C 03/9

Anpassung der Renten
(Senioren-Union Kreisvereinigung Solingen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· die Arbeitsgruppe „Neues Rentenmodell“ des Bundesvorstandes der Senioren-Union, am 19.11.2012
Der Antrag wurde auf der Sitzung des Bundesvorstandes am 19./20.11.2012 
in Berlin behandelt und abgelehnt.
Antrag C 04/1

Einheitlich hohe Qualität gewährleisten
(Senioren-Union Landesvereinigung Hamburg)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:

· den CDU-Bundesvorstand, am 31.05.2013
Generalsekretär Hermann Gröhe, Antwort am 18.07.2013 (zusammengefasst)

Generalsekretär Hermann Gröhe versichert, dass das Anliegen mit in die politischen Entscheidungsfindungen einbezogen sowie ins Regierungsprogramm einfließen wird.

Antrag C 04/2

Patientenverfügungen sind verbindliche Verpflichtungen
(Senioren-Union Landesvereinigung Hamburg)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:

· den Bundesvorstand der Senioren-Union
Der Antrag wurde auf der Sitzung des Bundesvorstandes am 19./20.11.2012 
in Berlin behandelt und an das Bundesministerium für Gesundheit überwiesen.

· Schreiben an den Bundesminister für Gesundheit, Daniel Bahr, am 31.07.2013
Annette Widmann-Mauz, Parlamentarische Staatssekretärin, Antwort am 04.09.2013 (zusammengefasst)

Frau Widmann-Mauz erklärt, das BMG hat keine Möglichkeit, im konkreten Behandlungsfall steuernd einzugreifen. Die Bundesländer führen die Aufsicht über die Krankenhäuser, die Ärztekammern über die Ärzte. Bei Nichtbeachtung des Patientenwillens kann der Betreuer bzw. Bevollmächtigte diesen zivilgerichtlich durchsetzen.

Antrag C 04/3

Tagesbetreuung für Pflegebedürftige
(Senioren-Union Landesvereinigung Hessen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den CDU-Bundesvorstand, am 31.05.2013
Generalsekretär Hermann Gröhe, Antwort am 18.07.2013 (zusammengefasst)

Generalsekretär Hermann Gröhe versichert, dass das Anliegen mit in die politischen Entscheidungsfindungen einbezogen sowie ins Regierungsprogramm einfließen wird.

Antrag C 04/4

Keine Änderung der EU-Ausbildungsrichtlinie im Bereich der Pflegeausbildung
(Senioren-Union Landesvereinigungen Hessen, Sachsen, Nordrhein-Westfalen, Oldenburg und Rheinland-Pfalz)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den CDU-Bundesvorstand, am 31.05.2013
Generalsekretär Hermann Gröhe, Antwort am 18.07.2013 (zusammengefasst)

Generalsekretär Hermann Gröhe versichert, dass das Anliegen mit in die politischen Entscheidungsfindungen einbezogen sowie ins Regierungsprogramm einfließen wird.

Antrag C 04/5

Anerkennung von Pflegezeiten in der Rentenversicherung
(Senioren-Union Landesvereinigung Hessen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den CDU-Bundesvorstand, am 31.05.2013
Generalsekretär Hermann Gröhe, Antwort am 18.07.2013 (zusammengefasst)

Generalsekretär Hermann Gröhe versichert, dass das Anliegen mit in die politischen Entscheidungsfindungen einbezogen sowie ins Regierungsprogramm einfließen wird.

· den 25. CDU-Bundesparteitag
Die Antragskommission zum 25. CDU-Bundesparteitag empfiehlt Überweisung an die CDU/CSU-Bundestagsfraktion sowie an den Bundesfachausschuss Arbeit und Soziales, Gesundheitspolitik. Der Parteitag folgt der Empfehlung.

Antrag C 04/6

Abschaffung des Einheitsbetrages in der gesetzlichen Krankenversicherung
(Senioren-Union Landesvereinigung Nordrhein-Westfalen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den CDU-Bundesvorstand, am 31.05.2013
Generalsekretär Hermann Gröhe, Antwort am 18.07.2013 (zusammengefasst)

Generalsekretär Hermann Gröhe versichert, dass das Anliegen mit in die politischen Entscheidungsfindungen einbezogen sowie ins Regierungsprogramm einfließen wird.

Antrag C 04/7

Teilweise Freistellung der Rentner von den gesetzlichen Krankenkassenbeiträgen
(Senioren-Union Landesvereinigung Nordrhein-Westfalen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den CDU-Bundesvorstand, am 31.05.2013
Generalsekretär Hermann Gröhe, Antwort am 18.07.2013 (zusammengefasst)

Generalsekretär Hermann Gröhe versichert, dass das Anliegen mit in die politischen Entscheidungsfindungen einbezogen sowie ins Regierungsprogramm einfließen wird.

Antrag C 04/8

Keine höhere Belastung der Rentner durch die Gesundheitsreform
(Senioren-Union Landesvereinigung Nordrhein-Westfalen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den Bundesvorstand der Senioren-Union
Der Antrag wurde auf der Sitzung des Bundesvorstandes am 19./20.11.2012 
in Berlin behandelt und überwiesen an das Bundesministerium für Gesundheit.

· Schreiben an den Bundesminister für Gesundheit, Daniel Bahr, am 31.07.2013
Annette Widmann-Mauz, Parlamentarische Staatssekretärin, Antwort am 04.09.2013 (zusammengefasst)

Frau Widmann-Mauz erklärt, die vorgeschlagene Verfahrensweise kommt einer Bürgerversicherung nahe. Diese ist aus Sicht der Bundesregierung jedoch keine erstrebenswerte Alternative zum heutigen dualen Krankenversicherungssystem, welches den Wettbewerb zwischen den Systemen fördert und damit zu einer qualitativ hochwertigen und umfassenden Bürgerversicherung beiträgt, im Gegensatz zur Einheitskasse. Durch den gestiegenen Wettbewerb gehen die Krankenkassen verantwortungsvoller und effizienter mit ihren Ressourcen um. Einige schütten ihre Prämien an ihre Mitglieder aus, womit wieder auch Rentnerinnen und Rentner finanziell entlastet werden.
Antrag C 04/9

Gegen medizinisch unsinnige Eingriffe
(Senioren-Union Landesvereinigung Nordrhein-Westfalen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung als „erledigt durch Presseerklärung des Bundesvorsitzenden“ abgewiesen.

Antrag C 04/10

Entlastung für Angehörige von Pflegebedürftigen
(Senioren-Union Landesvereinigung Sachsen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den CDU-Bundesvorstand, am 31.05.2013
Generalsekretär Hermann Gröhe, Antwort am 18.07.2013 (zusammengefasst)

Generalsekretär Hermann Gröhe versichert, dass das Anliegen mit in die politischen Entscheidungsfindungen einbezogen sowie ins Regierungsprogramm einfließen wird.

Antrag C 05/1

Mitgliederzeitschrift „Souverän“
(Senioren-Union Kreisvereinigung Main-Taunus)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und als Arbeitsmaterial überwiesen an:
· den Bundesvorstand der Senioren-Union
Souverän-Beauftragter, Leonhard Kuckart, 30.11.2012

Schreiben an die Kreisvereinigung Main-Taunus
E-Mail an Chefredakteur Andreas Oberholz, 31.07.2013

Andreas Oberholz, Antwort am 31.07.2013 (zusammengefasst)

Antrag hat sich mit Überarbeitung der „Souverän“ überschnitten. Künftig soll es mehr Hinweise auf interessante Seiten im Internet geben. Die praktische Umsetzung von mehr Raum für Europaabgeordnete bleibt jedoch den einzelnen Redaktionskonferenzen für die jeweiligen Ausgaben vorbehalten.
Antrag C 05/2

Errichtung eines Mahnmals zur Erinnerung an die Opfer der kommunistischen Gewaltherrschaft
(Senioren-Union Landesvereinigung Hamburg)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, an Fraktionsvorsitzenden Volker Kauder am 31.05.2013
Dr. Christian Junge, Büro des Ersten Parl. Geschäftsführers Michael Grosse-Brömer MdB, Antwort am 14.06.2013 (zusammengefasst)

Dr. Junge versichert, dass das Anliegen in die weiteren politischen Beratungen der Fraktion miteinbezogen wird.

Antrag C 05/3

Deutsche Diktaturen im Schulunterricht
(Senioren-Union Landesvereinigung Nordrhein-Westfalen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den CDU-Bundesvorstand, am 31.05.2013
Generalsekretär Hermann Gröhe, Antwort am 18.07.2013 (zusammengefasst)

Generalsekretär Hermann Gröhe versichert, dass das Anliegen mit in die politischen Entscheidungsfindungen einbezogen sowie ins Regierungsprogramm einfließen wird.

· die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, an Fraktionsvorsitzenden Volker Kauder am 31.05.2013
Dr. Christian Junge, Büro des Ersten Parl. Geschäftsführers Michael Grosse-Brömer MdB, Antwort am 14.06.2013 (zusammengefasst)

Dr. Junge versichert, dass das Anliegen in die weiteren politischen Beratungen der Fraktion miteinbezogen wird.

· die Fraktionen der CDU in den Landtagen, am 10.07.2013
André Schröder, Vorsitzender der CDU-Fraktion im Landtag von Sachsen-Anhalt, Antwort am 11.07.2013 (zusammengefasst)
CDU-Landtagsfraktion wird das Anliegen in künftigen Beratungen berücksichtigen. Der Beschlusstext wurde der fachlich betrauten Arbeitsgruppe weitergeleitet.

Johannes Callsen, Vorsitzender der CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag, Antwort am 17.07.2013 (zusammengefasst)
Callsen teilt die Auffassung des Anliegens. Das Scheitern der Weimarer Demokratie und die nationalsozialistische Gewaltherrschaft sind Bestandteil der Lehrpläne in den Sekundarstufen I und II. Zur sozialistischen Diktatur der DDR gibt es einen fraktionsübergreifenden Landtagsbeschluss, der eine zeitgemäße Auseinandersetzung fordert. Die CDU-Fraktion wird eine Kleine Anfrage auf den Weg bringen, um den aktuellen Stand der Wissensvermittlung an den Schulen in Erfahrung zu bringen und ggf. weiter parlamentarisch aktiv zu werden.

Mike Mohring, Vorsitzender der CDU-Fraktion im Thüringer Landtag, Antwort am 24.07.2013 (zusammengefasst)
Mit den Erfahrungen zweier Diktaturen legt Thüringen besonderes Augenmerk auf diese Themenbereiche. Insbesondere die Aufarbeitung des SED-Unrechts steht im Mittelpunkt. Mit Implementierung der neuen Lehrpläne im Schuljahr 2010/2011 in den Fächern Geschichte und Sozialkunde für Regelschulen und Gymnasien, hat die Aufarbeitung der deutschen Diktaturen Berücksichtigung gefunden. Um Zeitgeschichte eindrücklicher zu vermitteln, sollten Besuche außerschulischer Lernorte verbindlicher in den Unterrichtsprozess aufgenommen werden. Schulen nehmen Angebote von Gedenk- und Erinnerungsstätten sowie Grenzlandmuseen an und 
integrieren diese in ihre Unterrichtsgestaltung.
Christa Stewens, Vorsitzende der CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag, am 08.08.2013 (zusammengefasst)
Stewens unterstützt die Stoßrichtung des Antrags. Bayern setzt das Anliegen bereits vollumfänglich um. Verbrechen des nationalsozialistischen  Regimes und das DDR-Unrecht sind verpflichtende Lehrplaninhalte in den gesellschaftswissenschaftlichen Fächern Geschichte und Sozialkunde. Der Einsatz von Zeitzeugen wird praktiziert. Unterrichtsbegleitender Besuch von Gedenkstätten und politischen Lernorten wird unterstützt und gefördert.
Dr. Christean Wagner, Vorsitzender der CDU-Fraktion im Hessischen Landtag, Antwort am 16.08.2013 (zusammengefasst)
Mit Einrichtung des Schwerpunktprojektes „Politisch-Historische Aufarbeitung der SED-Diktatur“ und des Referates „Diktaturforschung“ in der hessischen Landeszentrale für politische Bildung, hat Hessen eine bundesweite Vorreiterrolle in der Aufklärungs- und Bildungsarbeit übernommen. Wagner fügt als Anlagen bei a) Große Anfrage der Fraktionen CDU und FDP betreffend Aufarbeitung der DDR-Geschichte vom 12.08.2011 sowie b) Kleine Anfrage mehrerer Fraktionskollegen betreffend Förderung der politischen Bildung vom 07.05.2013 bei. 
Peter Hauk, Vorsitzender der CDU-Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg, Antwort am 09.10.2013 (zusammengefasst)
Hauk betont, dass das Thema ein wichtiges Anliegen der CDU-Landtagsfraktion ist. Zur Bekräftigung leitet er den Beschluss an den bildungspolitischen Sprecher Georg Wacker MdL weiter sowie an den Arbeitskreis „Schule, Jugend und Sport“ der CDU-Landtagsfraktion, damit dieser Eingang in deren Beratung findet.
Antrag C 05/4

Für die christlichen Wurzeln eintreten und bürgerlich/konservative Werte schützen
(Senioren-Union Kreisvereinigung Solingen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den Bundesvorstand der Senioren-Union
Der Antrag wurde auf der Sitzung des Bundesvorstandes am 19./20.11.2012 
in Berlin behandelt und abgelehnt.

Antrag C 05/5

Finanzierungsvorschläge
(Senioren-Union Kreisvereinigung Solingen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung abgelehnt.

Antrag C 05/6

Retten der Friedhofskultur
(Senioren-Union Kreisvereinigung Solingen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung abgelehnt und weiter überwiesen an:
· den Bundesvorstand der KPV, am 31.05.2013/Erinnerung am 06.06.2014
Tim-Rainer Bornholt, Hauptgeschäftsführer der KPV, Antwort am 27.06.2014 (zusammengefasst)

Der Antrag wird zur Kenntnis genommen.

Initiativanträge

IA 01

Erhalt des Ehegattensplittings
(Senioren-Union Landesvereinigung Baden-Württemberg)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den Bundesvorstand der Senioren-Union
Der Antrag wurde auf der Sitzung des Bundesvorstandes am 19./20.11.2012 
in Berlin befürwortet und an die Bundesministerin für Familie, Frauen, Senioren und Jugend, Dr. Kristina Schröder, überwiesen.

· Schreiben an Bundesministerin Dr. Kristina Schröder, am 31.07.2013
Antwort ausstehend

IA 02

Abschaffung der Praxisgebühr
(Senioren-Union Kreisvereinigung Düren-Jülich)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:
· den CDU-Bundesvorstand, am 31.05.2013
Generalsekretär Hermann Gröhe, Antwort am 18.07.2013 (zusammengefasst)

Dieser Antrag hat sich mittlerweile erledigt.

IA 03

Pläne der Bundesregierung zur Zuschussrente unterstützen
(Senioren-Union Landesvereinigung Nordrhein-Westfalen)
Dieser Antrag wurde von der 14. Bundesdelegiertenversammlung angenommen und überwiesen an:

· die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, an Fraktionsvorsitzenden Volker Kauder am 31.05.2013
Dr. Christian Junge, Büro des Ersten Parl. Geschäftsführers Michael Grosse-Brömer MdB, Antwort am 14.06.2013 (zusammengefasst)

Dr. Junge versichert, dass das Anliegen in die weiteren politischen Beratungen der Fraktion miteinbezogen wird.

Aus diesem Antrag heraus wurden zwei neue Anträge formuliert:

1. Grundsicherungsempfänger mit Rentenbezug finanziell besser stellen

2. Pläne der Bundesregierung zur Zuschussrente unterstützen

und überwiesen an:

· den 25. CDU-Bundesparteitag
Die Antragskommission zum 25. CDU-Bundesparteitag empfiehlt Überweisung an die CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Der Parteitag beschließt:
Sichere Rente – starker Generationenvertrag (Siehe Text unter Antrag 03/5)
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